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Ladestation zu vermieten
Verkehr Die E-Mobilität nimmtweiter zu, und neueKonzepte für Stromautos kommen auf denMarkt, so zumBeispiel die Vermietung

privater Ladestationen. Ein Schweizer Start-up bietet genau dies an und expandiert nun auch ins Ausland.

Andreas Lorenz-Meyer

Elektroautos an öffentlichen E-
Tankstellenaufzuladen, lässt sich
bei langenStreckennichtvermei-
den, kann aber ganz schön ins
Geld gehen. Es ist mitunter viel
teurer, alsdasFahrzeugzuHause
aufzuladen, wie eine aktuelle
Stichprobe in der Schweiz ergab.
Wer die eigene Ladestation be-
nutzt, fährt also billiger. Heimla-
destationen lassen sich zudem
mit anderenAutofahrern teilen.

Das Jungunternehmen eCar-
Up mit Sitz in Rotkreuz bietet so
etwas an. Seit Oktober 2017 las-
sen sich private Ladestationen
über die gleichnamigeApp«sha-
ren». Damit das Teilen funktio-
niert, braucht die Ladestation
eine kastenförmige Zusatzhard-
ware, die 200 bis 300 Franken
kostet. Bestehende Stationen
können damit aufgerüstet wer-
den. «Im Kern ist unsere Hard-
ware ein Smart Meter, der einfa-
che Ladestationen intelligent
macht», erklärt Produkt-Mana-
gerinMartinaHickethier. Intelli-
gent bedeutet, die Ladestation
kannStromflüssepräzisemessen,
sie kannmit anderen geteilt wer-
denunddieLadungen lassensich
verbrauchergerecht abrechnen.

Einfacherals
bisherigeSysteme

ZwargibtesähnlicheSystememit
intelligenten,vermietbarenLade-
stationen, so Hickethier. Diese
basierenaberaufderOCPP-Tech-
nologie (Open Charge Point
Protocol).«WerseineLadestation
teilen möchte, muss hier eine
OCPP-fähige Ladestation ha-
ben.» Die sei in der Regel etwas
teureralsherkömmlicheLadesta-
tionenundmüssevoneinerFach-
person eingestellt werden. Die
Mitgliedschaft in den Ladenetz-
werken koste zudem meistens
monatliche Gebühren und/oder

eine «Eintrittsgebühr». Das ist
alles umständlich, findet Hicket-
hier:«WennAirbnbsofunktionie-
renwürde, könntenur einkleiner
Teil der Wohnungen tatsächlich
teilnehmen, sagen wir jene mit
einem Keba-Schloss. Jedes Mal,
wenn der Wohnungsbesitzer et-
was an den Preisen ändern oder
einemFreunddieWohnunggratis
überlassenmöchte,müssteersich
beim Keba-Schlüsseldienst mel-
den, damit dieser bestimmten
Personen einen Schlüssel für die
Wohnung sendet. Und auch Leu-

te, die nur ab und zu ihre Woh-
nung vermieten, müssten eine
monatlicheGebührund/odereine
Eintrittsgebühr bezahlen.»

Hier unterscheide sich eCar-
Up. Es sei als einziges Ladenetz-
werkherstellerunabhängig.Auch
bestehende Ladestationen kön-
nen integriert werden. Hinzu
kommt der Kostenfaktor. Aboge-
bührengibt es inderBasisversion
keine, eCarUp nimmt pro Trans-
aktion 10 Prozent Kommission.
Und: Eine günstige Ladestation
plus eCarUp-Hardware ist in der

Regel nur halb so teuerwie ande-
re intelligente Ladestationen,
betontHickethier. Vorteile bringt
auchdieEinfachheit.DieBesitzer
könnenNutzungsrechtevergeben
und jederzeit anpassen, etwaden
Preis pro Kilowattstunde Strom.
UndElektroautofahrerbenötigen
nureinSmartphonefürdieBedie-
nung. Mittlerweile gibt es rund
340 eCarUp-Ladestationen hier-
zulande,etwa1400Fahrernutzen
die App. Das Start-up kooperiert
mitEnergieversorgernundElekt-
roinstallateuren,dieKundenkom-

men aus der Immobilienbranche
und demKMU-Bereich. Entspre-
chendstehenvieleLadestationen
bei Mehrfamilienhäusern und
Bürogebäuden.MehrereLadesta-
tionen können auch mit einem
Lastmanagement gesteuert wer-
den–daskostet3FrankenproMo-
nat und Ladepunkt. In Kombina-
tion mit dem «Smart-me»-Ener-
giemanagement lässt sich zudem
eine Brücke zumGebäude schla-
gen. In einemMehrfamilienhaus
inBeckenriedNWistdasschonso.
DortgehtderStromvonderFoto-

voltaikanlageaufdemDachdirekt
in die Haushalte. Stromüber-
schuss kann für die Ladestation
genutzt werden. Die Besitzer der
Ladestationen verlangen in der
Regel 0.20 bis 0.50 Franken pro
Kilowattstunde und 0.50 bis
5 Franken pro Stunde Parkieren.
Hierunddakannauchgratisgela-
denundparkiertwerden,etwabei
Geschäftsautos. Hickethier: «Mit
demBetriebeinerStromtankstel-
le wird niemand reich – aber mit
unsererAppkannmanwenigstens
einwenigdaran verdienen.»

50ProzentE-Autos
bis imJahr2035

DieZahl potenziellerKunden für
solche Angebote dürfte steigen.
Im Jahr 2018 kamen «Stecker-
autos» – reine Elektrofahrzeuge
undPlug-in-Hybride – hierzulan-
dezusammenauf3,2Prozentder
Neuzulassungen. Das ist im Ver-
gleich zu anderen europäischen
Ländern, etwa Norwegen, zwar
bescheiden, abergemäss«Road-
map Elektromobilität 2022» soll
derAnteil indrei Jahrenschonbei
15 Prozent derNeuwagen liegen.
Je nach Szenario rechnetmanbis
2035mitüber50ProzentE-Autos
und Plug-in-Hybriden bei den
Neuzulassungen, fügtHickethier
hinzu. Sie ist überzeugt: Das Tei-
lenvonAufladestationenwirdein
weiterer Zweig der wachsenden
SharingEconomy sein.

85 Prozent aller Schweizer
Ladestationen seien in privater
Hand, für jedes Elektroautower-
de eine Ladestation am Arbeits-
platz und/oder zu Hause gebaut.
Kundenwill man künftig auch in
Deutschlandfinden.Kontakte zu
deutschenStadtwerkenbestehen
schon,bis jetztoperiert aber jedes
Sharing-Economy-Ladenetzwerk
inDeutschland «auf gut Glück»,
so Hickethier. Denn beim Eich-
recht für Ladestationen ist die
Situationdort nochnicht geklärt.

Martina Hickethier von eCarUp an einer Ladestation für Elektroautos in Rotkreuz. Bild: Dominik Wunderli (19. März 2019)

Aussichten

UnternehmenundRegulierungsmechanismen
HansBär schrieb in seinem
Buch«Seidumschlungen,
Millionen»: «Man kann sich
auch nur wundern, dass ausge-
rechnet diejenigen, die in
Weissbüchern und bei anderen
öffentlichenGelegenheiten
weniger Staat fordern (wofür
einiges spricht), durch ihr
Dulden undHandeln Situatio-
nen herbeiführen, die unwei-
gerlich zu neuen gesetzlichen
Bestimmungen und damit zu
mehr Staat führen.Manweiss
doch, dass amEnde solcher
Exzesse infolge fehlender
Selbstregulierung neue staatli-
che Bestimmungen stehen.»

DasBucherschien 2004, vor
genau 15 Jahren, unddasZitat
hat rein gar nichts anWahrheit
und Aktualität verloren. Erin-
nern wir uns: ImMärz 2013
wurde die so genannte «Abzo-

cker-Initiative»mit fast 68
Prozent Ja-Stimmen angenom-
men. Seither steht in der Bun-
desverfassung, dass bei im In-
oder Ausland kotierten schwei-
zerischen Aktiengesellschaften
alljährlich ein unabhängiger
Stimmrechtsvertreter von der
Generalversammlung gewählt
wird. Der unabhängige Stimm-
rechtsvertreter ist für die kol-
lektive Vertretung von Aktien-
stimmen verantwortlich.

Bereits 1991wurde der insti-
tutionelle Stimmrechtsver-
treter eingeführt,weil man
Aktionäremotivieren wollte,
ihr Stimmrecht auch ohne
persönliche Anwesenheit aktiv
wahrzunehmen. Die Regelun-
gen um den unabhängigen
Stimmrechtsvertreter bilden
ein Herzstück der Corporate
Governance bei Publikumsge-

sellschaften. Diese Unabhän-
gigkeit ist zentral und gilt wie
bei den Revisionsgesellschaf-
ten: Sie darf weder tatsächlich
noch demAnschein nach in
irgendeiner Form beeinträch-
tigt sein. Das heisst, der
Stimmrechtsvertreter erledigt
seine Arbeit neutral und neigt
keiner Seite zu, auch nicht dem
Verwaltungsrat.

Vielleicht habenSie schon
einenunabhängigenStimm-
rechtsvertreter, in der Regel
ein Anwalt, mit Ihren Abstim-
mungsinstruktionen für eine
GV beauftragt. Der Aktionär
erhält vomUnternehmen zwei
Couverts: Eines, das sich an das
Aktienregister des Unterneh-
mens richtet, und das andere an
den unabhängigen Stimm-
rechtsvertretermit der Büroad-
resse des Anwalts.

Siegehendanndavonaus,
dassdiesesCouvert tatsäch-
lichandieaufgedruckte
Adresse geliefert und ihre
Abstimmungsvorgabendiskret
(gegenüber demUnternehmen)
geprüft und erfasstwerden.
Weiter nehmenSiemit gutem
Recht an, dass derVerwaltungs-
rat nicht vorabüber denAbstim-
mungstrend informiertwird,
weil ihm ja sonst dieGelegenheit
zu Interventionen vor derGV
gegebenwürde (mankannes
vergleichenmit einerVolksab-
stimmung,wo ja auchnicht der
TrenddurchbrieflichAbstim-
mende imVoraus bekannt
gegebenwerdendarf – aus
offensichtlichemGrund).

IhreAnnahmenkönnenfalsch
sein,wiedie«Rundschau»des
SchweizerFernsehensheraus-
gefundenhat.BeiNovartis

kommtdiePost nicht ander auf
demCouvert angegebenen
Anwaltsadresse an, sondernwird
vonderPost direkt anNovartis
ausgeliefert.Noch schlimmer:
DerVerwaltungsratspräsident
wird vorabüberdenAbstim-
mungstrend informiert, und
sofern erforderlich (wasdas
heissen soll, ist unklar) auchder
Verwaltungsrat.Damitwirddie
Institutiondesunabhängigen
Stimmrechtsvertreters untergra-
ben. Ich staune, dass der als
unabhängiger Stimmrechtsver-
treter amtendeAnwalt damit-
macht, undbinbefremdet über
dasRollenverständnis desVer-
waltungsrats.DerVerwaltungsrat
ist der obersteKontrolleur im
Unternehmen –wiedenn,wenn
er selber eine solchePraxis lebt.

WenneinePublikumsgesell-
schaft gesetzlicheRegeln so

indieTatumsetztwie im
vorliegendenFall, erübrigt es
sich, danach zu fragen, wie sie
mit blosser Selbstregulierung
umgeht. Solche Anmassungen
führen dazu, dass sich die
Regulierungsschraubeweiter-
dreht und dass sich dieWirt-
schaft darüber beklagenwird.
Dabei steht sie selbst in der
Verantwortung. So untergräbt
man die eigeneGlaubwürdig-
keit und verliert an Autorität.

Monika Roth
Professorin für Compliance
und Finanzmarktrecht
an der Hochschule Luzern
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